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LIMMATTAL
STADT UND KANTON ZÜRICH

Der mediale Hilferuf der Finanzvorstände
von Dietikon, Schlieren und vier weiteren
Zürcher Agglomerationsgemeinden hat
auch Jörg Kündig (FDP), Präsident des ein-
flussreichen Zürcher Gemeindepräsiden-
tenverbands, erreicht. Seine Antwort: Ja,
es braucht eine Korrektur beim innerkan-
tonalen Finanzausgleich, besonders der
Faktor Soziodemografie muss neu beur-
teilt und stärker gewichtet werden.

Das dürfte Balsam in den Ohren der Fi-
nanzvorstände wie Dietikons Rolf Schae-
ren (CVP) sein.

Sie sind am Donnerstag mit einem Hilfe-
ruf an die Öffentlichkeit gelangt. Ihnen ex-
plodierten die Sozialkosten und in der
Folge der Steuerfuss. Dietikons Anteil der
Sozialkosten an der Steuerkraft beträgt
fast 38 Prozent oder 1250 Franken pro
Einwohner, ein Topwert im Kanton.
Knapp dahinter folgen Schlieren und
Oberengstringen. Zum Vergleich: In Aesch
beträgt dieser Anteil nur knapp 4 Prozent
oder 158 Franken pro Einwohner.

Hinzu kommt, dass die sechs Gemein-
den keine Handhabe sehen, das Problem
aus eigener Kraft aus der Welt zu schaffen.
Denn einerseits würden die meisten Sozi-
alaufgaben kantonal oder gar national ge-
steuert, worauf sie keinen Einfluss hätten
und nur zahlen müssten. Andererseits
könnten sie Faktoren wie Lage, Grösse
und Anteil an günstigem Wohnraum, die
die soziodemografische Zusammenset-
zung ihrer Gemeinde beeinflussten, nicht
steuern. Kurz: Die Gemeinden sind

machtlos. Dietikons Rolf Schaeren erklär-
te: «Die Situation ist bedrohlich.» Deshalb
sei eine schnelle Korrektur des 2012 neu
aufgestellten Finanzausgleichs nötig.

Kündig sagt: «Ich habe Kenntnis davon,
dass verschiedene Gemeinden und Städte
Verbesserungspotenzial beim Finanzaus-
gleich prüfen.» Die Soziallasten seien tat-
sächlich ein Problem. Doch er stellt klar:
Es geht nicht um die Sozialhilfe. «Es geht
um die grossen Brocken: um die Ergän-
zungsleistungen zur AHV und IV und um
die Pflegefinanzierung.» Die Rede ist von
mehreren hundert Millionen Franken.

Das Problem: Überalterung
Dahinter steckt eine Entwicklung: Die

Bevölkerung wird immer älter. Das be-
wirkt zweierlei. Erstens nimmt die Zahl
derjenigen zu, die Ergänzungsleistungen
benötigen, um über die Runden zu kom-
men. Zweitens scheiden immer mehr
Menschen vor der Pensionierung aus dem
Arbeitsprozess aus. Wer statt der Arbeits-
losigkeit das kleinere Übel der Frühpensi-
onierung erfährt, braucht oft Ergänzungs-
leistungen. Auch Kündig sagt: «Auf diese
Entwicklung haben die Gemeinden kei-
nen Einfluss, und wie viel die Gemeinden
bezahlen müssen, das wird auf nationaler
und kantonaler Ebene bestimmt. Aktuell
sind es bei den Ergänzungsleistungen 56
Prozent der Kosten. 26,5 Prozent trägt der
Bund, 17,5 Prozent der Kanton. Das ist die
typische Ohnmachtssituation der Gemein-
den.»

Darüber wollte lange niemand reden,
ja, Kündig spricht sogar von einem Tabu-

thema. Doch die Situation beginne sich zu
ändern. Mediale Auftritte von Gemeinde-
exponenten wie am Donnerstag in Dieti-
kon zeigten langsam Wirkung. Zudem:
Der Wunsch nach Korrektur hat Kündig
bei der Zürcher Regierung deponiert. Aus
der Direktion für Justiz und Inneres – zu-
ständig für den Finanzausgleich – seien Si-
gnale zu vernehmen, die Hoffnung mach-
ten, dass der Finanzausgleich in den frag-
lichen Punkten korrigiert werden könnte.
Das war bei Martin Graf (Grüne) der Fall,
aber auch bei dessen Nachfolgerin Jacque-
line Fehr (SP). Allerdings, so Kündig, wer-
de eine schnelle Korrektur kaum möglich
sein. Das wird Rolf Schaeren nicht gefal-
len.

Und tatsächlich sagt auch Heinz Monta-
nari, Leiter Abteilung Gemeindefinanzen
bei der Direktion für Justiz und Inneres:
«Eine rasche Lösung wird es nicht ge-
ben.» Die Regierung wolle erst den Wir-
kungsbericht zum neuen Finanzausgleich
vorliegen haben. Das wird im Frühjahr
2017 der Fall sein. Der Grund: «Noch sind
die Auswirkungen des neuen Finanzaus-
gleichs auf die Gemeinden nicht restlos
klar, der Sonderlastenausgleich wird bei-
spielsweise erst auf 2016 eingeführt.»

Aber die Direktion für Justiz und Inne-
res anerkennt das von Dietikon, Schlie-
ren, Embrach, Opfikon, Wädenswil und
Affoltern am Albis vorgebrachte Problem.
Montanari sagt: «Die Abteilung Gemein-
definanzen sieht, dass die Sozialkosten
für grössere Agglomerationsgemeinden
ein Problem darstellen, im Vordergrund
stehen die Ergänzungsleistungen zur

AHV/IV.» Die Frage sei aber, wo man an-
setze: «Man kann beim Finanzausgleich
korrigieren, aber auch über eine direkte
Finanzierung sprechen. Nur, wer soll die
neue Lösung bezahlen? Diese Diskussion
steht allerdings erst am Anfang und ist
letztlich politisch zu lösen.»

Im Kantonsparlament werden immer
wieder entsprechende Vorstösse einge-
reicht. Einer zur Kostenentflechtung
stammt von Jörg Kündig, Gemeindepräsi-
dent und Kantonsrat aus Gossau, selbst.
Das Ziel: Wer zahlt, befiehlt. Ein anderer
von Rosmarie Joss (SP, Dietikon) betrifft
direkt den Soziallastenausgleich.

Verteilkämpfe drohen
Eine fertige Lösung hat auch Kündig

nicht. Am Gemeindeforum vom Novem-
ber sind die Soziallasten ein Thema. Er
selbst hat schon eine Pflegeversicherung
ins Gespräch gebracht. Sie sei verursa-
cherbezogen und entlaste die Gemeinde-
kassen. Jedoch müssten gemeinsame Lö-
sungen gefunden werden, das sei für sich
gesehen eine grosse Herausforderung.
Der Haltung von Rolf Schaeren, dass auf
kantonaler und nationaler Ebene eine
Korrektur bei der Finanzierung von Sozi-
alkosten zu erfolgen habe, kann Kündig
einiges abgewinnen. Und das Argument
von Schaeren, dass Dietikon viel Geld in
Integration stecke, was auch den reiche-
ren Gemeinden zugutekomme, ist für
Kündig gefährlich: «Im Bereich der Sozial-
lasten müssen wir zu gesamtheitlichen Lö-
sungsansätzen kommen und dürfen uns
nicht in Verteilkämpfe verstricken.»

Sozialkosten Dietikon und Schlieren erhalten im Bemühen um einen vorteilhafteren Finanzausgleich Schützenhilfe

VON JÜRG KREBS

Auch wenns brennt, vor 2017 geht nichts

«Im Bereich
der Soziallasten
müssen wir zu
gesamtheitlichen
Lösungsansätzen
kommen und dürfen
uns nicht in
Verteilkämpfe
verstricken.»
Jörg Kündig Präsident des
Gemeindepräsidentenverbands
und FDP-Kantonsrat

In der gleissenden Hitze ist es derzeit
kaum auszuhalten. Statt über zu wenig
Sonne könnte man sich zurzeit höchs-

tens über den fehlenden Schatten be-
klagen. Doch zum Glück fehlt es im
Limmattal nicht an Abkühlungsmög-
lichkeiten. Während sich die einen
beim Schwimmen in den hiesigen Ba-

deanstalten vergnügen, geniessen die
anderen das Wasser lieber an den
Ufern der Limmat. Am Wochenende er-
reichen die Temperaturen ihren Höhe-
punkt, an beiden Tagen könnte das

Thermometer auf 36 Grad klettern.
Noch bis Montag hat Meteo Schweiz die
Gefahrenstufe vier von fünf vergeben.
Die vierte Stufe ist Hitzewellen vorent-
halten, die mindestens fünf Tage an-

dauern. Erst ab Dienstag ist mit verein-
zelten Regenschauern zu rechnen, die
eine Abkühlung verheissen. Ab Freitag
sollen die Temperaturen dann erstmals
wieder deutlich unter 30 Grad fallen.

Heisse Tage Das Wochenende verspricht eine geballte Ladung Sommer. Schon gestern zog es Mensch und Tier für eine Abkühlung ans – und ins – Wasser

Das kühle Nass macht die Hitze erträglich

VON ANJA MOSBECK

Drei Freundinnen haben auf der Nötzliwiese in Dietikon ihre Bade-tücher ausgebreitet und entspannen im Grünen. YVB

In Dietikon
ist der Weg
zur Limmat
nicht allzu
weit, um
der Hitze
mittags zu
entkom-
men. YVB

Jeder will sie aus-

probieren: Die

Rutsche in der

Badi Schlieren

geniesst bei den

jungen Besu-

chern grosse Be-

liebtheit.  AMO

Nicht nur die Menschen leiden unter der Hitze. Das Kartoffel-

feld in Weiningen wird ausgiebig bewässert.  ANDREAS PETRIN

Auch die Tiere geniessen ei-

ne Abkühlung im Wasser. So

bekommt Hündin Goja nicht

genug vom Ballspielen mit ih-

rem Herrchen in der Rep-

pisch. 
AMO
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